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NIEHAUS: DER GEMEINSAME MARKT UND DIE DEUTSCHE LANDWIRTSCHAFT 

Holland 43,1 Mill. Hühner gegenüber 37,8 Mill, im 
Jahr vorher (+ 14 vH). Diese überraschende Reak- 
tion der holländischen und dänischen Erzeuger er- 
klärt sich wohl aus dem technischen Fortschritt in 
der Geflügelwirtschaft, der die Kostenverhältnisse 
sehr schnell verändert. Der technische Fortschritt 
wirkt so stark kostenmindernd, daß die holländi- 
schen und dänischen Erzeuger glauben, sogar noch 
bei so niedrigen Preisen wie im vergangenen Wirt- 
schaftsjahr rentabel arbeiten zu können. Vor vier 
Jahren wurde noch in beiden Ländern auf Grund 
des ungünstigen Eier-Futter-Preisverhältnisses in 
der Brutzeit Dezember 1954 bis März 1955 die Auf- 
zucht eingeschränkt; zwei Jahre später dagegen 
nur noch in Dänemark. Der holländische Hühner- 
bestand blieb damals schon unverändert (vgl. Über- 
sicht 15). Die unterschiedliche Reaktion der hollän- 
dischen und dänischen Erzeuger auf ungünstige 
Eier-Futter-Preisverhältnisse geht auf den ver- 

schieden hohen Rationalisierungsgrad in der Ge- 
flügelwirtschaft zurück, der in Holland bekanntlich 
noch etwas größer ist als in Dänemark. 

Die Entwicklung des holländischen, dänischen 
und britischen Geflügelbestandes läßt für das lau- 
fende Wirtschaftsjahr ein noch erheblich größeres 
Auslandsangebot als 1958/59 auf dem deutschen 
Markt erwarten. Bereits in den ersten drei Mo- 
naten waren die Eiereinfuhren in das Bundesgebiet 
um rd. 17 vH größer als im Vorjahr. Die inlän- 
dische Erzeugung dürfte dagegen im laufenden 
Wirtschaftsjahr nur unerheblich zunehmen; nach 
den Beobachtungen in der Praxis wurden die 
Hühnerbestände kaum vergrößert. Selbst bei 
weiter zunehmender Nachfrage nach Eiern muß 
jedoch auf Grund des großen Auslandsangebotes 
im Wirtschaftsjahr 1959/60 wiederum mit niedri- 
gen Preisen gerechnet werden. 

Dr. H. Gocht 

Der Gemeinsame Markt atut die deutsche Landwirtschaft 
Prof. Dr. H. Nie haus , Bonn ') 

Die Europäische Kommission in Brüssel wird 
ihre Vorschläge etwa Anfang November zur Dis- 
kussion stellen. Das ist mißlich für jemand, der 
heute über die mutmaßlichen Auswirkungen des 
Gemeinsamen Marktes reden soll. Aber es ist auch 
wieder nicht so schlimm, weil s’ch aus dem Vertrag 
selbst, aus der Konferenz in Stresa und aus der 
bisherigen Diskussion genügend Anhaltspunkte 
finden lassen, wohin in Zukunft die Reise gehen 
soU. Der „Romvertrag“, wie er oft kurz genannt 
wird, ist unbefristet, und die zahlreichen Ausweich- 
klauseln können nur in der Übergangszeit in An- 
spruch genommen werden. Infolgedessen sind die 
beteiligten Länder gezwungen, ihre Wirtschafts- 
politik auf den Endzustand auszurichten. Mein 
Referat geht deshalb von der einzig möglichen 
Voraussetzung aus, daß der Vertrag durchgeführt 
wird. Ich fühle mit nicht befugt, Ratschläge für 
das strategische und taktische Vorgehen zu erteilen, 
sondern versuche, durch eine geschichtliche und 
wirtschaftliche Analyse etwas Licht auf die gegen- 
wärtige Lage und den Weg der zukünftigen Ent- 
wicklung zu werfen. 

Der EWG-Vertrag koppelt Länder mit ganz ver- 
schiedenen Preis- und Kostenniveaus. Dies Gefälle 
muß im Laufe der Übergangsperiode ausgeglichen 
werden, wenn der Gemeinsame Markt verwirklicht 
werden soll. Theoretisch sind drei Formen der An- 
gleichung denkbar: 1) Angleichung an das höchste 
Preisniveau, 2) an das niedrigste, 3) irgendwo 
zwischen diesen beiden Extremen. Da die extreme 
Angleichung nach oben oder unten tiefgreifende 
und politisch nicht durchsetzbare Veränderungen 
der Wirtschaftsstruktur bedeuten würde, so muß 
eine für alle tragbare mittlere Linie gesucht wer- 
den. Das setzt in allen Ländern sowohl bei den 

') Vortraq auf der 13. Hochschultaqunq der Landwirtschaft- 
lichen Faku'tät Bonn, am 7. Oktober 1959, in Münster. Der 
gleiche Text erscheint demnächst zusammen mit den andern 
Vorträgen in der Schriftenreihe „Landwirtscha't — Angewandte 
Wissenschaft" im Landwirtschaftsverlag Hiltrup bei Münster. 

offiziellen Trägern der Agrarpolitik wie bei der 
bäuerlichen Bevölkerung ein echtes Umdenken 
voraus und die Abkehr von Vorstellungen, die in 
einer langen Tradition entstanden sind. Der Gegen- 
satz zwischen den Ländern, die seit Menschen- 
gedenken den Agrarschutz praktiziert haben und 
denen, die sich an den niedrigeren Weltmarkt- 
preisen orientieren, liegt nun offen zutage. Die 
einen sollen in Zukunft ihr Preisniveau senken, die 
anderen ihr Kostenniveau erhöhen. Das ist für 
beide Seiten unangenehm. Es ist also die sehr 
schwierige Frage zu lösen, wie man aus der Unzu- 
friedenheit und Sorge aller Beteiligten ein frucht- 
bares, in die Zukunft gerichtetes Solidaritätsgefühl 
entwickeln kann, aus dem heraus die gestellten 
Aufgaben mit gegenseitigem Verständnis und mit 
einer gewissen Großzügigkeit gelöst werden kön- 
nen. Man beschwört dabei die politische Einsicht, 
daß unser zersplitterter Kontinent, der längst sein 
Erstgeburtsrecht verloren hat, ohne solidarisches 
Handeln im Kreis der großen Wirtschaftsmächte 
immer mehr ins Hintertreffen gerät. Aber von der 
Zustimmung zum Plan einer europäischen Einigung 
bis zur Bereitwilligkeit, persönlich ein neues Risiko 
einzugehen und eventuell auch materielle Opfer 
zu bringen, ist noch ein weiter Weg bei einer 
Menschheit, die sich in allen Schichten der Gesell- 
schaft so sehr dem zwar flachen, aber faszinieren- 
den Ideal der materiellen Lebenswohlfahrt ver- 
schrieben hat. In der richtigen Erkenntnis, daß 
man in einer solchen Gesellschaft das ernste Spiel 
nur mit kleinen Einsätzen beginnen darf, hat der 
EWG-Vertrag eine Übergangszeit von zwölf bis 
fünfzehn Jahren vorgesehen. Dies läßt Raum für 
das Sammeln von Erfahrungen, die man sich bei 
dem nächsten Schritt zunutze machen kann. Soll 
das Werk gelingen, so muß die seltene menschliche 
Eigenschaft, sich in die Lage des Partners versetzen 
zu können, zu einem ungeschriebenen „Kodex des 
europäischen Wohlverhaltens“ entwickelt werden. 
Nach diesem Vorspruch komme ich jetzt zu einigen 
konkreten Fragen. 
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Was bedeutet der Gemeinsame Markt für die 
bisherige deutsche Agrarpreispolitik? 

Um das ganz klar zu machen, müssen wir einen 
kurzen Blick auf die Wirtschaftsgeschichte werfen. 
Ich beginne mit einigen Bemerkungen über die 
Wirtschaftsstruktur Englands, der kontinentaleuro- 
päischen Länder und der Vereinigten Staaten. Um 
die Wende vom 18. zum 19. Jahrhundert ereignete 
sich in England die technische Revolution zunächst 
in der Textilindustrie, die nach Beseitigung der 
Kontinentalsperre Napoleons zum Zusammenbruch 
der Hausindustrie und zu einem ausgesprochenen 
Elend für Spinner und Weber führte. In den 
nächsten Jahrzehnten entstanden auf der Grund- 
lage der Dampfmaschine die ersten Stadien des 
Eisenbahnbaus, des Kohlenbergbaus und der Eisen- 
und Stahlindustrie, auch hier mit einem starken 
Vorsprung Englands. In den zwanzig Jahren von 
1850 bis 1870 entwickelte sich die Industrialisie- 
rung auch in Kontinentaleuropa und Amerika, und 
zwar unter dem Schutz von zum Teil sehr hohen 
Zöllen. Es sollte nicht vergessen werden, daß die 
Erfinder des neuzeitlichen Schutzzollsystems die 
Industriellen sind, die sich gegen den englischen 
Freihandel zur Wehr setzen. Die Landwirte in 
Europa und Amerika aber waren in dieser Periode 
Freihändler, in Deutschland angeführt von den 
ostelbischen Großgrundbesitzern und in Amerika 
von den Baumwoilpflanzern der Südstaaten. Da- 
gegen hatte der englische Landadel, der zur Zeit 
der industriellen Revolution noch Schutzzölle be- 
saß, diese Position 1846 in erbitterten Kämpfen 
gegen die Industrie- und Handelsinteressen ver- 
loren. In Deutschland haben die Industriellen jahr- 
zehntelang versucht, die Landwirte zum Schutzzoll 
zu bekehren, zunächst vergeblich. Denn noch Mitte 
der siebziger Jahre haben die Landwirte vorüber- 
gehend die Eisenzölle zu Fall gebracht. Die Wende 
in der deutschen Agrarpolitik trat nach heftigen 
internen Auseinandersetzungen erst ein, als sich 
Ende der siebziger Jahre die Konkurrenz des 
amerikanischen Weizens stärker bemerkbar machte 
und Bismarck 1879 eine Zollnovelle vorlegte, die 
das Reich, das eigene Einnahmen nur aus indirekten 
Steuern und den Zolleinnahmen hatte, unabhän- 
giger von den Mitgliedsbeiträgen der Bundesstaaten 
machen sollte. Die neuen Zölle hatten deshalb den 
Charakter der Finanzzölle, die wegen ihrer ge- 
ringen Höhe, z. B. 1,— RM für einen Doppelzentner 
Brotgetreide, nur geringe Schutzwirkung haben 
konnten. Mit vollen Fahnen schwenkten die deut- 
schen Landwirte erst auf den Schutzzoll ein, als 
in der zweiten Hälfte der achtziger Jahre der Preis- 
druck des überseeischen Weizens sehr stark emp- 
funden wurde. So kam 1887 ein Zolltarif zustande, 
der den Doppelzentner Weizen und Roggen mit 
5,— RM, Hafer mit 4,— und Gerste mit 2,25 RM 
belastete. Inzwischen hatten die Landwirte auch 
für die Wiedereinführung der Eisenzölle gestimmt, 
und dieses Zollbündnis zwischen Landwirtschaft 
und Industrie hat dann bis zum Ersten Weltkrieg 
und eigentlich bis heute gehalten, nicht nur durch 
gemeinsame wirtschaftliche Interessen unterbaut, 
sondern bis 1933 auch gesichert und gefestigt durch 
die engen persönlichen und zum Teil familiären 
Beziehungen zwischen den beiden führenden 
Schichten, den Großgrundbesitzern im Osten und 

den Industrieunternehmern des Westens. Nur ein- 
mal wurde dieses Bündnis einer starken Betastung 
ausgesetzt, als nämlich der Nachfolger Bismarcks, 
von Caprivi, in den Jahren 1891 bis 1894 eine Reihe 
von Handelsverträgen zu Gunsten der Exportindu- 
strie abschioß und die Brotgelreidezölie um etwa 
30 vH senkte. Unglücklicherweise fiel diese Zoil- 
ermäßigung mit einem weiteren Sinken der Welt- 
marktpreise zusammen, und so entstand jene 
Schockwirkung, die in der Erinnerung der Land- 
wirte noch ais „Caprivizeit“ fortlebt. Aber da kurz 
darauf die Weltmarktpreise für Getreide wieder 
anstiegen und auch auf anderen Agrarmärkten, 
z. B. beim Fleisch, die Nachfrage der Produktion 
vorauszueilen begann und sich die neuen Handels- 
verträge für das deutsche Wirtschaftswachstum 
sehr günstig auswirkten, so ist die Cäprivi’sche 
Politik vor der Geschichte vollkommen gerecht- 
fertigt. Das kann man weniger sagen von dem 
1902 beschlossenen und 1906 in Kraft getretenen 
Büiow’schen Zolltarif, der unter dem Druck des 
1893 gegründeten „Bundes der Landwirte“ zustande 
gekommen war und die Zölle über die Sätze des 
von 188/ bis 1892 geltenden Bismarck-Tarifs noch 
hinaushob mit der Wirkung, daß der Roggenanbau 
sehr stark ausgedehnt und Deutschland in den Jah- 
ren vor dem ersten Weltkrieg zum größten Roggen- 
exportland der Welt wurde. Das war eine Fehl- 
entwicklung, die sich noch bis heute auswirkt. Es 
ist heute weithin unbekannt, daß die ostdeutschen 
Getreideproduzenten für Futtergetreide einen ähn- 
lich hohen Zoll wie für Brotgetreide nicht durch- 
führen konnten. Dies scheiterte an der Opposition 
der nordwestdeutschen Bauern, die im Interesse 
ihrer Schweinemast den niedrigen Satz von 1,30 RM 
für Futtergetreide im Reichstag durchsetzten. 

An diesem Punkt muß nun die Betrachtung der 
deutschen Verhältnisse in eine über die euro- 
päischen Nachbarstaaten einmünden, damit wir die 
heutigen Probleme voll verstehen können. Von 
den Partnerländern der EWG gingen auch Frank- 
reich und Italien zum Schutzzollsystem über, wäh- 
rend Holland, Belgien und Dänemark am Freihan- 
del festhielten und ihrer Landwirtschaft einen 
schmerzhaften, aber wie die Tatsachen zeigen, sehr 
erfolgreichen Anpassungsprozeß zumuteten. Es war 
eine Drucktherapie, die aufrüttelnd auf den bäuer- 
lichen Unternehmungsgeist gewirkt und zur Erfin- 
dung des Betriebssystems der intensiven Verede- 
lungswirtschaft geführt hat. Diese erhielt infolge 
der niedrigen Weltmarktpreise für Futtermittel 
einen Produküonskostenvorteil vor der Verede- 
lungswirtschaft der zollgeschützten Länder. Die 
deutsche Agrarpolitik belegte zwar auch die Er- 
zeugnisse der Veredelungswirtschaft mit einem 
Zoll, aber die Nachfrage stieg infolge der Bevöl- 
kerungsvermehrung und der steigenden Einkom- 
men so stark an, daß die kleinen Nachbarländer mit 
wachsenden Exportmengen auf den deutschen 
Märkten erscheinen konnten. So kam es zu jener 
europäischen Arbeitsteilung, deren einer Pfeiler 
der hohe Getreidepreis und der andere der niedri- 
gere Weltmarktpreis war. Es ist also die deutsche 
Getreidepolitik gewesen, die zur einzelstaatlichen 
Differenzierung der Betriebssysteme geführt und 
den Nachbarländern die Chance des Agrarexportes 
nach Deutschland gegeben hat. Erstaunlich dabei 
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bleibt, daß in diesen Ländern auch die Eigenerzeu- 
gung von Getreide den Druck der Weltmarktpreise 
ausgehalten hat und nicht, wie in England, sehr 
stark eingeschränkt worden ist. Frankreich nimmt 
in diesem Prozeß eine Sonderstellung ein. Sein ge- 
ringer Bevölkerungszuwachs, sein langsameres in- 
dustrielles Wachstum, die großen Hilfsquellen sei- 
ner eigenen Agrarbasis und der Zwang, Erzeug- 
nisse aus dem großen Kolonialreich aufnehmen zu 
müssen, schwächten die Wirkung der Agrarzöile ab 
und verhinderten die Durchsetzung hoher Preise. 
In Frankreich — und das trifft auch auf Italien 
zu — kommt wegen des ausgedehnten und zum 
Teil parasitären Zwischenhandels der Produzent 
nicht in den vollen Genuß der Nachfrage des Kon- 
sumenten, und die Erzeugerpreise liegen deshalb 
im Verhältnis zu den Verbraucherpreisen niedrig. 
Auf dem Obst- und Gemüsemarkt hat Italien den 
Produktionskoslenvorteil der klimatischen Lage 
und der niedrigen Arbeitslöhne, Holland den Vor- 
teil einer vorzüglich organisierten Absatzeinrich- 
tung. 

Das ist das Gesetz, nach dem die Länder der EWG 
vor 80 Jahren angetreten sind, und das sie durch 
zwei Weltkriege und Wirtschaftskrisen in den 
Grundzügen beibehalten haben. Der Getreidepreis 
ist auch in der Bundesrepublik immer noch der 
Eckpfeiler der Agrarpolitik, der durch ein kompli- 
ziertes System von Einfuhrschleuse und Marktord- 
nung gestützt wird. Die Exportländer andererseits 
versuchen, durch ebenso komplizierte Systeme von 
Marktordnungen und Exportsubventionen ihren 
Absatz zu halten und auszudehnen. Erst vor diesem 
geschichtlichen Hintergrund wird die grundsätzliche 
Wendung deutlich, die der Gemeinsame Markt von 
den Partnerländern verlangt, und das in einer Zeit, 
in der die Produktion auf einigen Gebieten schon 
die Tendenz hat, der Nachfrage vorauszueilen und 
die Bauern um die ständige Erhöhung ihres Ein- 
kommens kämpfen. 

Ein Kompromiß auf mittlerer Linie bedeutet für 
die Landwirtschaft der Bundesrepublik, daß die 
Abschirmung vom Weltmarkt bei Getreide und 
Zucker geringer sein wird als bisher, was für den 
deutschen Erzeuger ein niedrigeres Preisniveau bei 
diesen Produkten bedeutet. Für die Länder mit 
einem Preisniveau, das unter dem deutschen liegt, 
wird umgekehrt eine stärkere Abhebung vom 
Weltmarktpreis verlangt und ein Abbau der Ex- 
portprämien. Das heißt: Im Vergleich mit dem 
jetzigen Zustand würde in Deutschland der Acker- 
bau benachteiligt und die Veredelungswirtschaft 
begünstigt, während in Holland und Frankreich der 
Ackerbau begünstigt und die Veredelungswirtschaft 
benachteiligt würde. Es würde also das passieren, 
was schon vor vielen Jahrzehnten eingetreten wäre, 
wenn alle europäischen Länder, anstatt sich in 
Hochschutzländer und Freihandelsländer zu diffe- 
renzieren, in einem Akt zu einem gemäßigten 
Schutzzollsystem übergegangen wären. Der Ge- 
meinsame Markt bedeutet, daß die nationale Diffe- 
renzierung der Preise und Betriebssysteme langsam 
einer regionalen Differenzierung nach Wirtschafts- 
landschaften weicht, für welche die politischen 
Grenzen keine Bedeutung mehr haben. Läßt man 
die Transportkostendifferenzen auf die Erzeuger- 
preise durchschlagen, so werden wir relativ hohe 

Preise in den großen Konsumentenballungen vom 
Ruhrgebiet über die holländischen und belgischen 
Großstädte bis ins Becken von Paris haben und im 
Süden im Raum von Mailand bis Venedig. Um diese 
Kernlandschaften des großen Nahrungsbedarfs wer- 
den sich in Form v on Thünen'schen Kreisen die 
gemischtindustriellen und die reinen Agrarland- 
schaften mit abgestuften Preisniveaus anordnen. 
Mit dem Ausbau einer gemeinsamen Marktordnung 
verlieren die nationalen Preisunterschiede ihre 
Bedeutung. Dadurch können in den peripheren 
Gebieten Südfrankreichs, Süditaliens und in eini- 
gen deutschen Mittelgebirgslandschaften ernste 
Schwierigkeiten entstehen, zumal sich der Handel 
in der Nähe der großen Konsumgebiete zuerst ein- 
deckt. Deshalb können regionale, nicht über den 
Markt laufende Einkommensstützungen vorüber- 
gehend unvermeidlich werden. Es ist daher unbe- 
dingt nötig, daß alle Entwicklungsaufgaben be- 
schleunigt werden, die sich die Verbesserung der 
Agrarstruktur und die Industrialisierung länd- 
licher Räume zum Ziele gesetzt haben. Doch davon 
später. 

Ich muß im Zusammenhang mit den bisherigen 
Ausführungen noch auf eine akute Schwierigkeit 
hinweisen, in welche die deutsche Veredelungswirt- 
schaft und die deutsche Ernährungsindustrie ent- 
gegen den langfristigen Tendenzen des Gemein- 
samen Marktes kurzfristig geraten sind. Der Zoll- 
abbau und die Erweiterung der Kontingente ver- 
schlechtern die Wettbewerbslage der deutschen 
Produktion seit dem 1. Januar 1959 und noch mehr, 
wenn ab 1. Juli 1960 ein weiterer Abbau erfolgt. 
Denn da das deutsche Preisniveau für Getreide und 
Zucker bisher auf der alten Höhe festgehalten wird 
und auch die EWG-Kommission die erste Anglei- 
chung der Rohstoffpreise erst 1961 vornehmen will, 
so geraten die deutschen Produzenten der Vieh- 
wirtschaft und der Ernährungsindustrie in die 
Schere zwischen konstanten Kosten und sinkenden 
Erlösen. Es ist deshalb verständlich, wenn nach 
der Anwendung der vertraglich möglichen Aus- 
weichklauseln gerufen wird, nämlich nach Mini- 
mumpreisen, die an Stelle von Kontingenten zu- 
nächst von jedem Staat autonom festgesetzt wer- 
den können. Aber dieser Ausweg ist für die Güter 
der Ernährungsindustrie nicht gangbar, weil diese 
auf der Industrieliste stehen und für sie die auto- 
matische Erweiterung der Kontingente und der 
Zollabbau zwingend sind. Minimumpreise sind auch 
nicht möglich für Eier und Schlachtgeflügel, weil sie 
im Rahmen der OEEC in Europa liberalisiert sind. 
So bliebe bis zur Angleichung der Getreide- und 
Zuckerpreise als Verlegenheitslösung nur übrig, daß 
diesen Wirtschaftszweigen die Rohstoffe unter dem 
Inlandspreis angeboten würden, wenn man nicht 
zu Korrektursubventionen seine letzte Zuflucht 
nehmen will. In den Verhandlungen über die 
Preisangleichung bei Getreide und Zucker muß sich 
dann 1961 zeigen, ob die deutsche Agrarpolitik auf 
der Forderung, das deutsche Getreidepreisniveau 
festzuhalten, aus Gründen der Verhandlungsstrate- 
gie bestanden hat, oder ob sie bei den deutschen 
Produzenten den „Caprivi-Komplex“ so fürchtet, 
daß sie zu keinen Konzessionen bereit ist. Ich will 
dafür keine Prognose stellen. Ich schließe nun eine 
zweite Frage an: 
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«acce ■■ 

Ist die Dynamik des Gemeinsamen Marktes mit 
dem deutschen Landwirtschaftsgesetz vereinbar, 
das die kontinuierliche Anhebung des bäuerlichen 
Pro-Kopf-Einkommens zum Ziele hat? 

Nach § 39, Abs. 1 des Vertrages, ist es Ziel der 
gemeinsamen Agrarpolitik, a) „die Produktivität 
der Landwirtschaft durch Förderung des techni- 
schen Fortschritts, Rationalisierung der landwirt- 
schaftlichen Erzeugung durch den bestmöglichen 
Einsatz der Produktionsfaktoren, insbesondere der 
Arbeitskräfte zu steigern; b) auf diese Weise der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung, insbesondere 
durch Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens der in 
der Landwirtschaft tätigen Personen, eine ange- 
messene Lebenshaltung zu gewähren.“ Die Konfe- 
renz in Stresa hat die Aufgabe noch einmal dahin 
formuliert, daß 

1. „eine enge Wechselbeziehung zwischen der Politik 
zur Strukturverbesserung und der Marktpolitik 
hergestellt werden muß, 

2. zwischen Produktion und Absatzmöglichkeiten 
ein Gle'chgew’cht gesucht werden muß, wobei 
die mögliche Einfuhr und Ausfuhr, sowie eine 
den wirtschaftlichen Strukturen und den natür- 
lichen Bedingungen in der Gemeinschaft ent- 
snrechende Arbeitsteilung zu berücksichtigen 
sind; 

3. die Verbesserung der Agrarstruktur es ermög- 
lichen soll, daß dem Kanital und der Arbeit in 
der europäischen Landwirtschaft Erträge zuflie- 
ßen und erhalten bleiben, die den Erträgnissen, 
welche dieses Kapital und diese Arbeit in ande- 
ren Wirtschaftsbereichen erzielen würden, ver- 
gleichbar sind; 

4. angesichts der Bedeutung der Familienbetriebe 
in der Landwirtschaft und angesichts des ein- 
stimmigen Willens, dieses spezifische Merkmal zu 
erhalten, alle Mittel eingesetzt werden sollten, 
um die Leistungskraft und die Wettbewerbsfähig- 
keit der Familienbetriebe zu heben.“ 

Während sowohl in den zitierten Paragraphen 
des Vertrages wie in Punkt 1 bis 3 der Entschlüsse 
von Stresa zum Ausdruck kommt, daß die An- 
hebung des Pro-Kopf-Einkommens in der Land- 
wirtschaft durch betriebswirtschaftliche Verbesse- 
rungen und agrarstrukturelle Maßnahmen erreicht 
werden soll, formuliert der Punkt 4 ein Werturteil 
über den bäuerlichen Familienbetrieb und den 
politischen Willen, ihn zu erhalten und zu stärken, 
und zwar ..mit allen Mitteln“. Hier ergibt sich 
ein unmittelbarer Zusammenhang mit dem deut- 
schen Landwirtschaftsgesetz, wo es in § 1 heißt, daß 
dieses Ziel „mit den Mitteln der allgemeinen Wirt- 
schafts- und Agrarpolitik — insbesondere der Han- 
dels-, Steuer-, Kredit- und Preispolitik“ erreicht 
werden soll. Im deutschen Landwirtschaftsgesetz 
ist der Familienbetrieb nicht näher definiert. Die 
Generaldirektion Landwirtschaft der EWG-Kom- 
mission aber hat den Begriff folgendermaßen ab- 
zugrenzen versucht: 

„Unter Familienbetrieb versteht man jeden 
landwirtschaftlichen Betrieb, der in seiner natür- 
lichen, strukturellen, sozialen, wirtschaftlichen 
und technischen Zusammensetzung die rationelle 

Vollbeschäftigung von zwei bis drei ständigen 
Arbeitern zu dessen Bewirtschaftung gewähr- 
leistet.“ 
Es liegt auf der Hand, daß auf Hunderttausende 

von bäuerlichen Familienwirtschaften diese Merk- 
male heute noch nicht zutreffen, sie haben viel- 
mehr den Charakter eines Leitbildes, das nur in 
einem Zeitraum verwirklicht werden kann, der 
sicher länger ist als die Übergangsperiode. Des- 
halb wird das Moment der Zeit so außerordentlich 
wichtig für die gemeinsame Agrarpolitik, die in 
den nächsten Jahren entwickelt werden soll. 

Die Kommission hat wohl gesehen, wie schwierig 
es sein wird, die auf längere Zeiträume abzustel- 
lende Verbesserung der Agrarstruktur und die 
kurzfristigere dynamische Marktpolitik mitein- 
ander in Einklang zu bringen. Die gemeinsame 
Marktpolitik wird nämlich in den einzelnen Län- 
dern Strukturmängel aufdecken, die bisher noch 
nicht so offenbar geworden sind und die dann zu 
den schon vorhandenen hinzukommen. Das Ver- 
langen nach Hilfs-, Korrektur- und Erhaltungs- 
subventionen wird deshalb sehr stark werden. Die 
Strukturverbesserungen werden ie nach dem 
Tempo und nach dem Umfang, in denen sie erfol- 
gen, das Angebot auf den Agrarmärkten beein- 
flussen. Wenn man im weiteren Sinne zur Agrar- 
struktur auch die Betriebsorganisation rechnet, die 
ja viel empfindlicher auf die MarktverhäHnisse 
reagiert als die Veränderung der Flurgestaltung, 
der Betriebsgröße und die Aussiedlung, so können 
Veränderungen in den Produktionsrichtungen der 
Betriebe die Märkte auch kurzfristig recht stark 
beeinflussen. Ja, es ist sogar die entscheidende Vor- 
aussetzung für ein Gelingen des Gemeinsamen 
Marktes, der ia ohne Veränderung der Preis- und 
Kostenverhältnisse nicht denkbar ist, daß die Be- 
triebsleiter elastisch reagieren. Sie müssen die 
neuen Impulse des Marktes betriebswirtschaftlich 
so verarbeiten, daß sie ein möglichst günstiges Be- 
triebsergebnis erreichen. Deshalb sind in Zukunft 
betriebswirtschaftliche Kenntnisse die wichtigste 
Waffe im Wettbewerb des Gemeinsamen Marktes 

Wo aber im Zuge der Verwirküchung des Ge- 
meinsamen Marktes stärkere Preisänderungen auf 
eine ungünstige und starre Betriebs<»rößenvertei- 
lung und eine ^urn Teil dadurch bedingte ebenso 
starre Betriebsb'ihruncf stoßen, da kann es 7u einer 
Senkung der bäuerlichen Einkornmen führen, die 
aus sozialen und politischen Gründen picht hinge- 
nommen werden kann. So1chen Gegenden ist auf 
die Dauer nur zu helfen durch eine umfassende 
Fegionalpolitik. weiche die nun klassisch gewor- 
dene Agrarstrukturpolitik mit einer umfassenden 
Verkehrserschließung und Industrialisierung ver- 
bindet. Die kritische Zeit zwischen dem Wirksam- 
werden dieser Maßnahmen und den vom Mark+e 
herkommenden Schwierigkeiten kann nur durch 
direkte finanzielle Beihilfe überbrückt werden, die 
aber wieder so dosiert werden muß. daß sie die 
langfristig erforderliche Anpassung nicht blockiert. 

Die gemeinsame Agrarpolitik wird noch an einen 
sehr viel kritischeren Punkt geraten: er liegt dort, 
wo sich die augenblickliche und in Zukunft zu er- 
wartende Entwicklung des Agrareinkommens be- 
rührt mit den weiter gehenden Ansprüchen, welche 
in Deutschland die Grünen Berichte und in anderen 
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Ländern ähnliche Vorstellungen und Institutionen 
an die Anpassung des Agrareinkommens an das 
„Einkommen vergleichbarer Berufsgruppen“ stel- 
len. Diese Überlegungen gehen nicht von der Vor- 
aussetzung aus, daß die Existenz der Landwirt- 
schaft gefährdet sei, sondern daß ihr Einkommen 
mit dem industriellen Einkommen nicht Schritt ge- 
halten habe. Das gilt zwar nicht für alle Betriebe, 
aber doch wohl für die Mehrzahl. So entwickeln 
die Grünen Berichte in Deutschland den Maßstab 
eines Solleinkommens, das aus einem nach Industrie- 
löhnen bemessenen Arbeitseinkommen, einem 
Unternehmerlohn und einer angemessenen Verzin- 
sung von Boden und Kapital besteht. Da aber selbst 
der stark geschützte Agrarmarkt in der Bundes- 
republik dieses Ziel nicht verwirklichen konnte, so 
war man gezwungen, globale Subventionen für 
Milch, Kunstdünger und Dieselkraftstoff zu zahlen 
und die Landwirtschaft von der Umsatzsteuer zu 
befreien. Aber auch diese Maßnahmen haben die 
„Parität“ nicht hersteilen können. Ferner haben 
sie, da sie auf dem bisherigen, die Hackfrucht- 
getreidewirtschaften bevorzugenden Preissystem 
aufbauen, die Disnarität zwischen den Produktions- 
richtungen und Betriebsgrößen eher verstärkt als 
gemildert. Die deutschen Bauern fragen sich des- 
halb mit großer Sorge, was eigentlich mit ihrem 
Einkommen geschehen wird, wenn der Gemeinsame 
Markt von ihnen Preiszugeständnisse verlangt. 
Eine Reihe von statistischen Berechnungen über 
die mutmaßlichen Einbußen an Verkaufserlösen, 
wenn das Niveau der Getreidepreise und der Preise 
für Verkaufshackfrüchte gesenkt wird, hat alar- 
mierend gewirkt. Die Schätzungen variieren aber 
um viele Hunderte von Millionen, ein Zeichen da- 
für, daß sie sehr ungewiß sind. Sie kranken vor 
allem daran, daß die Verhaltensweise der Betriebs- 
leiter unter dem Druck neuer Bedingungen nicht 
vorausgesehen werden kann und daß außerdem der 
Schluß von den Verkaufserlösen auf das Einkom- 
men sehr unsicher ist. Niemand kann z. B. heute 
sagen, ob die bäuerlichen Familienbetriebe durch 
Erhöhung ihrer Verkaufsmengen an Schweinen und 
Geflügel nicht einen erheblichen Anteil des auch 
im nächsten Jahrzehnt noch steigenden euro- 
päischen Verbrauchs an sich ziehen und ihr Arbeits- 
einkommen verbessern können. Es ist auch nicht 
anzunehmen, daß nicht nur die holländischen und 
dänischen, sondern auch die Oldenburger Bauern, 
die eine intensive Schweinemast und teilweise auch 
Geflügelwirtschaft betreiben, dies ohne realen 
Grund getan haben und noch tun. Bei den Verede- 
lungsnrodukten ist noch mit einer beträchtlichen 
Ausdehnung des Marktes in der EWG zu rechnen, 
während der menschliche Konsum an Brotgetreide 
stagniert oder zurückgeht und nur der Futter- 
getreidebedarf mit dem Zuwachs des Fleischbedarfs 
noch anwächst, allerdings nicht proportional, weil 
die Rationalität der Futterverwertung ständig zu- 
nimmt. Bevor wir weitere Schlüsse ziehen auf die 
Aussicht der Landwirtschaft, ein „paritätisches“ 
Einkommen im Gemeinsamen Markt zu erreichen, 
ist ein kurzer Exkurs auf die Agrarmärkte nötig. 

Geben die Agrarmärkte Aussicht für ein 
paritätisches Solleinkommen? 

Bei Weichweizen haben die Länder der EWG 
schon heute einen Überschuß von 1,5 Mill, to, der 

nur als Futtergetreide verwertet werden kann oder 
mit Subventionen exportiert werden muß. Es wäre 
deshalb sinnvoll, eine stärkere Preisdifferenzierung 
zwischen Qualitätsweizen und Weichweizen vorzu- 
nehmen, d. h. die schlechteren Sorten im Preis her- 
abzusetzen. Bis zu einem gewissen Grade ist bei 
periodischen Überschüssen auch ein Export mög- 
lich, aber es wäre verhängnisvoll, wenn daraus eine 
dauernde Praxis werden sollte. Exporte können nur 
zu Weltmarktpreisen, d. h. mit Subventionen durch- 
geführt werden und würden auf die Konkurrenz 
der USA stoßen. Der Gedanke, Weizen an unter- 
entwickelte Länder zu verschenken, zeugt zwar von 
echtem oder auch nur getarntem humanitären Ge- 
fühl; was diese Länder aber ernstlich nötig haben, 
ist die Entwicklung ihrer eigenen Agrarproduktion. 
Die Bundesrepublik hat auch einen permanenten 
Roggenüberschuß. Außerdem hat der Roggen nur 
in der Bundesrepublik einen Brotroggenpreis; über- 
all sonst wird er nur nach seinem Futterwert be- 
zahlt. Infolgedessen wird sein Anbau nicht nur auf 
leichten Böden, sondern auch auf den Lößböden der 
besten Ackerbauzonen betrieben, wo er vorteilhaft 
in die Fruchtfolge der Zuckerrübenwirtschaften 
eingeschaltet werden kann. Eine Umorientierung 
des Roggenbaus wird unvermeidlich sein. 

Für Butter und Käse ist die EWG schon ein 
Überschußgebiet mit teilweise subventionierten 
Exporten. Es war bisher nur möglich, die inlän- 
dischen Milchpreise durch Subventionen zu halten, 
die für die EWG-Länder die erste Milliarde längst 
überschritten haben. Man kann zwar den unbe- 
dingt notwendigen Bedarf an Milch in einem mono- 
polistisch geschlossenen Markt teuer verkaufen, 
aber auf diese Weise natürlich den Frischmilch- 
konsum nicht erweitern. Die Folge davon ist, daß 
der Zuwachs an Produktion ausschließlich auf 
Butter, Käse, Kondensmilch usw. verarbeitet wer- 
den muß. Verbrauchsstatistiken zeigen, daß der 
Butterverbrauch zwar mit steigendem Einkommen 
noch zunimmt, daß die Zunahme sehr stark nur als 
Folge von Preiszusammenbrüchen eintritt und daß 
umgekehrt die Konsumenten durch Verknappung 
und Preiserhöhung der Butter ruckartig zur Mar- 
garine übergehen können. Gedanken an Zoll- 
belastung der Margarinerohstoffe oder an eine 
Margarinesteuer tauchen wieder auf und können in 
Zukunft noch viel Zank und Streit erzeugen. 

Die Schweinepreise werden nach wie vor durch 
das Auf und Ab des Schweinezyklus, also durch das 
Verhalten der inländischen Produzenten gesteuert. 
Es ist viel darüber diskutiert worden, wie eine 
Herabsetzung der Futtergetreidepreise auf die 
Dauer auf die Schweineproduktion und die Preise 
wirken würde. Diese Frage kann mit einiger 
Sicherheit nicht beantwortet werden, da wir die 
Reaktion der Schweinemäster und -Züchter nicht 
voraussehen können. Wir wissen zwar, daß sie 
einen oberen und unteren Umkehrpunkt für die 
Veränderung ihrer Bestände haben, wir können 
auch annehmen, daß bei niedrigeren Fu+tergetreide- 
preisen die produzierten Mengen größer und die 
Preise bei gleichbleibendem Einkommen der Kon- 
sumenten niedriger sein würden. Aber es ist un- 
möglich vorauszusagen, wie sich die Märkte im 
Zusammenspiel der steigenden Kaufkraft und der 
Disposition der Produzenten einspielen werden. Wir 
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können aber wohl etwas darüber sagen, wie eine 
Ermäßigung der Futtergetreidepreise auf den Zy- 
klus wirken muß. Tritt die Preisherabsetzung in 
einem Tiefpunkt der Schweinepreise und bei hohen 
Schweinebeständen ein, dann wirkt sie kostenent- 
lastend, erzeugt kein einziges Schwein mehr, son- 
dern hält die Mäster nur davon ab, ihre Produktion 
so stark einzuschränken, wie sie es sonst getan 
hätten. Trifft umgekehrt eine Preisermäßigung auf 
hohe Schweinepreise und niedrige Bestände, so wird 
die Tendenz zur Wiederausdehnung der Schweine- 
haltung verstärkt mit der Folge eines besonders 
niedrigen Schweinepreises l'/s Jahre später. Je nach 
dem Zeitpunkt, in dem die Veränderung der Futter- 
mittelpreise den Ablauf des Zyklus trifft, folgt ein- 
mal eine Abschwächung, das andere Mal eine Ver- 
stärkung des Schweinezyklus. Der Termin, den sich 
die Kommission für die Angleichung der Getreide- 
preise gesetzt hat, nämlich 1961, trifft in der Bun- 
desrepublik wahrscheinlich auf hohe Schweine- 
bestände und niedrige Preise und würde daher zu- 
nächst eine günstige und ausgleichende Wirkung 
haben. Wir werden in Europa noch einen wachsen- 
den Bedarf für Eier und Geflügel haben und seine 
Befriedigung wird den Betrieben mit den niedrig- 
sten Kosten und der besseren Absatzorganisation 
zufallen. 

Die Kartoffel-, Gemüse-, Obst- und Weinpreise 
werden in erster Linie durch die Ernteausfälle be- 
stimmt, und auch im Gemeinsamen Markt wird es 
bei hohen Ernten niedrige und bei niedrigen Ernten 
hohe Preise geben. Eine marktwirtschaftlich knappe 
Versorgung wird wenigstens noch für mehrere 
Jahre bei Rindfleisch bestehen. Das augenblickliche 
Überangebot ist eine Folge der Dürre und ist eher 
geeignet, die langfristige Knappheit zu verstärken. 
Die Ausdehnung der Fleischerzeugung wird schät- 
zungsweise im nächsten Jahrzehnt einen zusätz- 
lichen Futtergetreidebedarf von rund 7 Millionen to 
hervorrufen, also etwa in der Höhe der jetzigen Ein- 
fuhr. Dieser Mehrbedarf könnte nach glaubwürdi- 
gen Schätzungen in den EWG-Ländern ohne Aus- 
weitung der Flächen durch Steigerung der Flächen- 
erträge von jährlich 1,5 vH produziert werden. 
Seit 1950 sind die Futtergetreideerträge um rund 
4 vH jährlich gestiegen. Auch wenn man in Zu- 
kunft eine bedeutend geringere Wachstumsrate an- 
setzt, so ist doch damit zu rechnen, daß über die 
Deckung des Mehrbedarfs hinaus auch große Teile 
der Futtergetreideeinfuhr überflüssig werden. Da- 
mit wird die Selbstversorgung auch auf diesem 
Gebiet in absehbare Nähe gerückt. 

Die große Unbekannte in der europäischen Pro- 
duktionsentwicklung ist Frankreich, das über 46 vH 
der landwirtschaftlichen Nutzfläche der EWG ver- 
fügt. Es ist die Ansicht von Prof. Bergmann, 
daß aus Gründen der Knappheit an Arbeitskräften 
und Kapital nicht mit einer starken Zunahme der 
Produktion gerechnet werden kann. Er ist auch der 
Meinung, daß die von Preiserhöhungen ausgehen- 
den Impulse vom ausgedehnten Zwischenhandel 
nicht genügend an die Bauern weitergegeben wür- 
den. Wie Sie gesehen haben, bin ich bei meinem 
kurzen Überblick auf das französische Agrar- 
problem gar nicht eingegangen. Es ist zwar für die 
Zukunft sehr wichtig, ändert aber nichts an der 

Tatsache, daß der Gemeinsame Markt bei Fort- 
dauer des technischen Fortschritts auch bei mäßigem 
Preisniveau leicht in dieGefahr der Überproduktion 
geraten kann. 

Es kann auch kein Zweifel darüber sein, daß eine 
stärkere Isolierung vom Weltmarkt, als sie einem 
mittleren europäischen Preisniveau entspricht, an 
dem Protest der im GATT und der OEEC zusam- 
mengeschlossenen Länder und der Länder der 
neuen kleinen Freihandelszone scheitern würde. 
Daraus wird, solange die Vollbeschäftigung an- 
dauert und das Verbrauchereinkommen weiter 
steigt, keine Agrarkrise entstehen. Es besteht aber 
in der Bundesrepublik und in den anderen Ländern 
vorläufig keine Aussicht, daß das in den Grünen 
Berichten und nach ähnlichen Kalkulationen in den 
anderen Ländern errechnete Soileinkommen für 
die Landwirtschaft erreicht wird. Wenn die Bauern 
innerhalb der EWG ihren Ansprüchen genügend 
politisches Gewicht verleihen können, so wird die 
Frage der Subventionen zu den politisch und wirt- 
schaftlich schwierigsten Problemen gehören. 

Aus dieser Erkenntnis ist schon mehrfach vor- 
geschlagen worden, man sollte das englische Sy- 
stem der Ausgleichszahlungen anwenden. Es be- 
steht darin, daß man das landwirtschaftliche Ein- 
kommen weitgehend vom Verlauf der Märkte ge- 
löst hat. Man läßt das Weltmarktpreisniveau für 
die Konsumenten ziemlich voll durchschlagen und 
gibt andererseits den Farmern unabhängig vom 
Marktverlauf feste Garantiepreise. Auf diese Weise 
schleppt Großbritannien seine 5 vH Landbevölke- 
rung durch und subventioniert bei 50 vH Selbstver- 
sorgung etwa die Hälfte der verbrauchten Erzeug- 
nisse. übertragen auf die EWG würde das bedeu- 
ten, daß bei dem sehr hohen Selbstversorgungsgrad 
fast der gesamte Verbrauch subventioniert werden 
müßte. Nun ist es in der volkswirtschaftlichen Ge- 
samtrechnung gleichgültig, ob die durch niedrige 
Preise entlasteten Konsumenten die benötigten 
Subventionen durch hohe Steuern aufbringen oder 
ob sie höhere Nahrungsmittelpreise zu zahlen 
haben. Aber die steuerliche Eintreibung über die 
Erhöhung der direkten Steuern würde eine radikale 
Veränderung des Steuersystems voraussetzen. Dies 
ist politisch nicht durchsetzbar und in den roma- 
nischen Ländern, die das Schwergewicht auf die in- 
direkten Steuern gelegt haben, bei der Mentalität 
der Bevölkerung von vornherein ausgeschlossen. Es 
bleibt deshalb auch in der EWG nichts anderes 
übrig, als die Konsumenten mit einem Preis zu be- 
lasten, der über dem Weltmarkt liegt, wo diese 
Preise zur Erzielung eines angemessenen Einkom- 
mens in der Landwirtschaft nicht ausreichen, Sub- 
ventionen zu zahlen, soweit die durch Rüstungs- 
ausgaben und Sozialleistungen stark belasteten 
Staatshaushalte das zulassen. 

Während der EWG-Vertrag im allgemeinen auf 
einen Ausgleich der einzelstaatlichen Preis- und 
Kostenniveaus abzielt, verläßt er dies Prinzip bei 
den Löhnen und Sozialleistungen. Hier hat man 
unter dem Druck des französischen Verhandlungs- 
partners die Angleichung nach oben konzediert. Wie 
das allerdings praktisch durchgesetzt werden soll, 
wenn man einen weiteren wichtigen Grundsatz be- 
folgt: nämlich die Freizügigkeit der Arbeitskräfte, 
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ist noch nicht recht ersichtlich, zumal Italien den 
größten Wert darauf legt, daß seine nach Millionen 
zählenden überschüssigen Arbeitskräfte Zugang zu 
den anderen Ländern erhalten. Ich erwänne das 
Problem der industriellen Arbeitslöhne hier aus 
einem besonderen Grunde. Es steht nämlich in 
engem Zusammenhang mit den Paritätsberechnun- 
gen lür die Landwirtschaft. Maßstab für das Soll- 
emkommen der landwirtschaftlichen Arbeitskräfte 
ist ja der Industrielohn. Dieser ist das Ergebnis 
einer bisher ungemein günstigen Industriekonjunk- 
tur und der gewerkschaftlichen Lohnpolitik. Es ist 
oft gerade von landwirtschaftlicher Seite darauf 
hingewiesen worden, daß die führenden Industrie- 
umernehmungen ihre Gewinne in erster Linie zur 
Eigenfinanzierung und für höhere Löhne verwandt 
und nicht in niedrigeren Preisen weitergegeben 
haben. Es wird dann mit Recht eine Fehlentwick- 
lung gesehen. Aber akzeptiert man nicht diese Fehl- 
eniwickiung, wenn man die als zu hoch angesehenen 
Industrieiönne als Sollposten für das landwirt- 
schaftliche Arbeitseinkommen einsetzt? Die land- 
wirtschaftliche Disparitätsberechnung wird also von 
zwei Seiten her bestimmt. Das konnte man im letz- 
ten Jahr am Grünen Bericht sehen. Wenn nämlich 
die Differenz zwischen dem landwirtschaftlichen 
Ist- und Solleinkommen kleiner geworden ist, liegt, 
das nicht nur an der verhältnismäßig guten Ernte, 
sondern auch daran, daß die als Maßstab benutzten 
Industrielöhne nicht mehr so stark gestiegen sind 
wie in den Jahren vorher. Die Disparität wird also 
nicht nur vermindert durch eine effektive Erhöhung 
des Agrareinkommens, sondern auch durch leichte 
oder — was jederzeit ein treten kann — ernste In- 
dustriedepressionen. In einer solchen würde es der 
Landwirtschaft zwar wegen der geringeren Ver- 
braucherkautkraft schlechter gehen als bisher, aber 
die Disparität wäre vielleicht kleiner geworden. Da 
z. B. die gewerkschaftliche Macht in den USA be- 
sonders groß und die Löhne sehr hoch sind, ist die 
Disparität zwischen landwirtschaftlichem und indu- 
striellem Arbeitseinkommen trotz der vielen Mil- 
liarden Dollar für die Preisstützung viel größer als 
bei uns. Lassen Sie mich zum Schluß noch auf ein 
Problem hinweisen, das ich in der Frage formulie- 
ren möchte: 

Vermindert sich die wirtschaftliche Bedeutung 
des landwirtschaftlichen Bodens? 

Der produktionstechnische Fortschritt in der Land- 
wirtschaft und die sinkende Elastizität der Nach- 
frage führen in den entwickelten Industrieländern 
dazu, daß das benötigte Nahrungsquantum auf einer 
kleineren Bodenfläche erzeugt werden kann, d. h. 
die Nation hat Boden zuviel. Wenn aber diese 
überflüssigen Bodenflächen nicht aus der Kultur 
genommen werden, so entsteht die Tendenz der 
sinkenden Bodenrente. Es ist ganz anders gekom- 
men, als die klassischen Nationalökonomen vor 150 
Jahren angenommen hatten. Sie waren der Mei- 
nung, daß wegen des Gesetzes vom abnehmenden 
Bodenertragszuwachs die Volkswirtschaft mit stei- 
genden Grundrenten belastet werden würde, und 
die Bodenreformer und Sozialisten zogen daraus 
den Schluß, daß die Grundrente als arbeitsloses Ein- 
kommen weggesteuert oder daß der Boden in All- 
gemeineigentum übergeführt werden müßte. Indem 

nun aber die Industrieentwicklung den landwirt- 
schaftlichen Produktionsprozeß in den technischen 
Fortschritt einbezogen hat und die Bevölkerung 
dem Zustand der Sättigung mit Nahrungsmitteln 
näher kommt, wird die Knappheit des Bodens im- 
mer mehr beseitigt, und deshalb fällt ihm im 
Marktprozeß ein dauernd sinkendes Einkommen 
zu. Nicht der Sozialismus braucht bemüht zu wer- 
den, um das Privileg der Grundbesitzer abzuschaf- 
fen, der kapitalistische Wirtschaftsprozeß besorgt 
das mit zwar langsamerer aber unheimlicher Prä- 
zision. Die bürgerlich-kapitalistische Gesellschafts- 
ordnung hat bis zum Ende des ersten Weltkrieges 
die politischen und rechtlichen Privilegien des gro- 
ßen Grundbesitzes beseitigt, das 20. Jahrhundert 
beseitigt auch die wirtschaftlichen Vorteile des 
ländlichen Grundbesitzers. Nur die städtische 
Bodenrente bleibt wegen der lokalen Knappheit 
des Baugeländes bestenen und erhält durch den 
Ballungsprozeß in den Großstädten noch steigende 
Tendenz. Dasselbe gilt für die Bodenrenten in Kur- 
und Ausflugsorten. Aus dieser Entwicklung müssen 
in den kommenden Jahrzehnten die Folgerungen 
gezogen werden, das Einkommen der Bauern muß 
schon heute vorwiegend dem Arbeits- und Kapital- 
einsatz zugerechnet werden und nur noch in ge- 
ringerem Maße der Bodenverzinsung. Aus diesem 
Grunde sind auch die Kalkulationen, die den Boden 
mit demselben Einsatz bedenken wie das Kapital, 
veraltet. Andererseits aber wird der Methode der 
steuerlichen Veranlagung des Bodens und der dar- 
auf aufgebauten Grundsteuer immer mehr die Be- 
rechtigung entzogen. Dieses Problem wird durch 
den Übergang zum Gemeinsamen Markt für die 
Bundesrepublik noch aktueller. Denn der wirksame 
Agrarschutz hat bisher die Grundrenten künstlich 
auf einem höheren Niveau gehalten als in den Nach- 
barländern mit niedrigerem Preis- und Kosten- 
niveau. Agrarschutz bedeutet Verknappung des 
Bodens. Im Areal der EWG wird der Boden weni- 
ger knapp sein als in der Bundesrepublik, und 
deren Eintritt in den Gemeinsamen Markt wird das 
Grundrenteneinkommen reduzieren, während Ar- 
beitseinkommen, Kapitalverzinsung und Unter- 
nehmergewinn nun wichtiger werden, und damit 
auch die persönliche Tüchtigkeit in der Verwertung 
der Arbeit und des Kapitals. Aus allen diesen Grün- 
den bin ich der Meinung, daß die Forderung der 
Landwirtschaft, mit der Revision der steuerlichen 
Einheitswerte noch zu warten, in den veränderten 
und sich noch ändernden Umständen begründet ist. 
Andererseits müßte sinngemäß die Einkommens- 
besteuerung der Landwirtschaft mehr von den 
Einheitswerten gelöst werden. Das alles würde 
auch ernste Konsequenzen für die Finanzen länd- 
licher Gemeinden haben, die von der Grundsteuer 
abhängig sind. 

Man wird mir entgegenhalten, daß dieses Bild 
ganz und gar nicht übereinstimme mit den teil- 
weise horrenden Bodenpreisen, die in der Bundes- 
republik nicht nur für Baugrundstücke und Indu- 
striegelände gezahlt werden, sondern auch für 
landwirtschaftlich genutzten Boden. Aber diese 
hohen Preise haben ganz besondere Gründe. Eine 
reichliche Bodenversorgung im Lande als ganzem 
kann sehr wohl Zusammengehen mit lokaler Boden- 
knappheit . Boden ist eben nicht gleich Boden. In 
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einem Falle wird sein Wert bestimmt durch die 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln, im anderen Falle 
durch die Knappheit stadtnaher Böden. Wie kommt 
es aber, daß auch landwirtschaftliche Böden weit 
über ihrem Ertragswert bezahlt werden? Weil die 
meisten Bauern, besonders in den Realteilungsge- 
bieten, viel zu wenig Boden haben, um die tech- 
nischen Hilfsmittel rentabel benutzen zu können. 
Man versucht, die betriebswirtschaftlich un- 
rentablen Kapitalinvestitionen durch Erwerb zu- 
sätzlicher Bodenflächen rentabel zu machen. Das 
ist bis zu einem gewissen Grade sinnvoll, aber die 
Gefahr, daß man den Boden überzahlt, ist groß, 
und dann setzt man auf einen betriebsorganisato- 
rischen Fehler einen zweiten. 

Man kann diese Zusammenhänge in den USA 
sehr gut studieren. Da die Nation heute Boden zu- 
viel hat, ist das Agrareinkommen im ganzen in den 
letzten Jahren gesunken und konnte pro Kopf nur 
einigermaßen dadurch gehalten werden, daß eine 
massive Abwanderung aus der Landwirtschaft er- 
folgte. Die Regierung hat versucht, den Boden durch 
Stillegung von Flächen wieder zu begrenzen. Die 
Farmer haben aber darauf mit besserer Bearbei- 
tung und Düngung der verbleibenden Flächen rea- 
giert und dadurch, daß viele ihren Nachbarn aus- 
gekauft haben, wieder mehr Fläche für ihre Ma- 
schinerie bekommen. So entstand die paradoxe Er- 
scheinung, daß sinkende Bodenrenten mit steigen- 
den Bodenpreisen Zusammengehen. Diese Tendenz 
wird unterstützt durch die Furcht vor neuen Infla- 
tionen. Deswegen trennen sich die Landwirte, ins- 
besondere auch die kleinen, nur sehr ungern von 
ihrem Privateigentum, während die Kapitalbesitzer 
Boden stark nachfragen. Daß der wirtschaftliche 
Zusammenhang zwischen der Höhe der Bodenpreise 
und der Bodenrente zerrissen ist, gilt auch bis zu 
einem gewissen Grade für den Zusammenhang zwi- 
schen den Pachtnreisen und der Rentabilität des 
Pachtbodens in Deutschland. Die Nachfrage nach 
Pachtland ist infolge der großen Zahl im Osten ent- 
wurzelter Bauern, der noch zum Land strebenden 
nachgeborenen Bauernsöhne und der durch die 
Bodenreform ausgelösten Tendenz größerer Boden- 
eigentümer, wieder selbst zu wirtschaften, größer 
als das Angebot an Pachtobiekten. Wird auf die 
Dauer im Gemeinsamen Markt, wie es der Vertrag 
vorsieht, die volle Freizügigkeit von Arbeit und 
Kanital hergestellt, so werden die Bodenpreise und 
Pachtoreise z. B. in Frankreich steigen und in 
Deutschland fallen. Die sinkende Tendenz der 
Bodenrente wird am stärksten fühlbar in den weit 
von Konsum entfernten agrarischen Überschuß- 
gebieten, dagegen weniger in unmittelbarer Nähe 
der expandierenden Großstädte. 

Aber das ändert nichts an der Tatsache, daß sich 
die Bedeutung des Bodens in der ietzigen Phase des 
technischen Fortschritts wandelt. Ob diese Entwick- 
lung vorübercrehend ist und einst von einer anderen 
Phase ab^eiöst werden wird, in der die Nahrungs- 
mittelproduktion langsamer wächst als die Bevöl- 
kerung und die Knaonheit für den Boden und 
höhere Bodenrenten wieder herstellt, kann heute 
nicht beurteilt werden. In der heutigen Phase jeden- 
falls wird der Boden immer weniger zu einer Ein- 
kommensquelle als zu einem bloßen Aktionsraum 

für die Verwendung von Arbeit und Kapital. Es 
bleibt aber ein Aktionsraum, in dem die Bauern als 
fast die einzigen Menschen in der modernen Massen- 
zivilisation in der Einheit von Produktions- und 
Konsumwirtschaft ihre persönliche Entscheidungs- 
freiheit weitgehend bewahren können; ein Raum 
auch für die naturnahe aufwachsende Jugend und 
ein behüteter Bezirk für die aufeinander folgenden 
Geschlechter; ein Ort, von dem aus man in bewußter 
und selbstbewußter Distanz auf eine Konsumgesell- 
schaft blicken kann, deren Ideale recht platt ge- 
worden sind. Aber freilich muß es auch wirklich 
ein Aktionsraum sein, in dem sich Menschen ent- 
falten können, keine Käfige nur, in denen sie ver- 
kümmern. Mit dem Schlüssel der Industrialisie- 
rung, nicht der Kollektivierung können wir diese 
Käfige öffnen. 

Wieviel Bauern es im zukünftigen Europa geben 
wird? Das hängt davon ab, wieviele trotz aller 
Disparitätsberechnungen ihrem Hof und ihrer 
Lebensform noch einen Existenzwert ab gewinnen 
können. Und zum Trost sei gesagt, daß in dem 
Lande, in dem zuerst die Massenkonsumgesellschaft 
entwickelt worden ist, nämlich in den Vereinigten 
Staaten, der höchste Konsumstandard nicht mehr 
die Verhaltensweise breiter Bevölkerungsschichten 
bestimmt. Über den Lebensstandard einer Familie 
entscheidet nicht der Verdienst pro Arbeitskraft, 
sondern die Zahl der Kinder, die aufgezogen und 
ausgebildet werden müssen. Und da ist es für das 
Urteil über den Wert der modernen Zivilisation von 
großer Bedeutung, daß das Land mit dem höchsten 
technischen Entwicklungsgrad von allen Industrie- 
staaten heute die meisten Kinder hat und die 
Familien einen geradezu elementaren Drang zu 
einem Eigenheim außerhalb der Großstädte ent- 
wickeln. Ich möchte nicht in den Verdacht kom- 
men, S’e von den ernsten Problemen des Gemein- 
samen Marktes abzulenken, indem ich Ihnen Gesell- 
schaftsphilosophie vortrage. Ich predige für die 
Bauern kein passives Verhalten, sie sollen in dieser 
Welt der harten Tatsachen ihre berechtigten Inter- 
essen wahrnehmen. Aber sie dürfen auch die Exi- 
stenz nicht allein nach den Erscheinungen kurzer 
Perioden beurteilen. Die Welt ist in Bewegung ge- 
raten. wie nie vordem, und die Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes ist nur eine Phase dieses 
Prozesses. Er ist für alle Beteiligten eine Heraus- 
forderung und eine Hoffnung, und nur wer die 
Herausforderung annimmt, der darf die Zukunft 
mitgestalten. Und in diesem Sinne schließe ich mit 
der Mahnung Hamlets: „Mut, Horatio, Mut!“ 

Zusammenfassung 

Die Verwirklichung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft zwingt die beteiligten Staaten zu dem Verzicht auf die 
historisch gewachsene Ausrichtung der Agrarpolitik. Für die 
westdeutsche Landwirtschaft bedeutet das vor allem eine Ände- 
rung der bisherigen Getreidepolitik. An die Stelle der natio- 
nalen Differenzierung der Agrarpreise und Betriebssysteme 
wird innerhalb des Gemeinsamen Marktes allmählich eine 
regionale Differenzierung nach Wirtschaftslandschaften treten, 
für welche die politischen Grenzen keine Bedeutung mehr 
haben. 

Die Agrarmärkte werden in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft in zunehmendem Maße der Gefahr einer Über- 
produktion unterliegen. Der Verbesserung des landwirtschaft- 
lichen Einkommens durch die Manipulierung der Agrarpreise 
sind daher Grenzen gesetzt. Es besteht vorläufig keine Aus- 
sicht, der landwirtschaftlichen Bevölkerung durch Methoden 
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der Marktbeeinflussung durchschnittlich ein ähnliches Einkom- 
men zu sichern, wie es in den oft zum Vergleich herangezogenen 
gewerblichen Berufsgruppen erzielt wird. 

Außerdem wird sich die Bedeutung der Grundrente für die 
Landwirtschaft im Gemeinsamen Markt verringern. Der Besitz 
von landwirtschaftlichem Boden wird als Einkommensguelle 

immer mehr an Gewicht verlieren. Dagegen ist und bleibt 
der Boden ein Aktionsraum, in dem die Bauern auch in der 
modernen Massenzivilisation ihre persönliche Entscheidungs- 
freiheit bewahren können, wenn sie ihrer Lebensform auch 
in Zukunft noch einen bestimmenden Existenzwert abgewinnen 
können. 

WIRTSCHAFTSUMSCHA U 
Die Erweiterung des Nahrungsraumes 
durch die Motorisierung 

In der „Agrarwirtschaft“ 1959, Nr. 8, war auf S. 254 
die Zunahme der motorischen Zugkräfte in der Land- 
wirtschaft der Bundesrepublik dargestellt worden. Es 
erscheint reizvoll, in Ergänzung hierzu zu untersuchen, 
wie stark dadurch die Selbstversorgung mit Nah- 
rungsmitteln gestiegen ist. 

Eine Erhöhung der Hektarerträge findet beim Über- 
gang von tierischen Zugkräften auf motorische Zug- 
kräfte nur dann statt, wenn besser (tiefer) gepflügt, 
rechtzeitiger bestellt und die Ernte schneller geborgen 
werden kann. Diese günstigen Auswirkungen lassen 
sich — so bedeutend sie im Einzelfall auch sein mögen — 
zahlenmäßig aber kaum erfassen. Dagegen kann man 
die ernährungswirtschaftlichen Vorteile gut schätzen, 
die sich aus der Verringerung der Futterflächen für 
das Zugvieh ergeben. Diese Futterflächen stehen nun- 
mehr zusätzlich zur Ernährung der Menschen zur Ver- 
fügung. Sie ersparen also Devisen für den Import von 
N ahrungsmitteln. 

Insgesamt ist in der Bundesrepublik die Zahl der 
Schlepper von etwa 30 000 im Jahre 1948 auf rund 
700 000 (1959) gestiegen. Dadurch sind viele Arbeits- 
pferde, Zugochsen und Zugkühe „brotlos“ geworden. 
An ihre Stelle treten in zunehmendem Maße Lei- 
stungskühe. Auf diese Weise trägt die Mechanisierung, 
wie gesagt, in erheblichem Umfange zur Erweiterung 
der Nahrungsdecke bei. 

Man kann überschläglich schätzen, daß durch die 
Abschaffung der Zugtiere in der Landwirtschaft von 
1935/38 bis 1958 rund 1 5 Mill, ha landwirtschaftliche 
Nutzfläche (direkt oder indirekt) für Nahrungszwecke 
freigesetzt worden sind. 

In Anbetracht des knappen Nahrungsraumes fällt 
diese Ausdehnung bereits stark ins Gewicht. Heute 
stehen in der Bundesrepublik rund 26 ha landwirt- 
schaftliche Nutzfläche (LN) zur Ernährung von 100 Ein- 
wohnern zur Verfügung. Dabei beträgt der Grad der 
Selbstversorgung knapp 80 vH Für eine volle Selbst- 
versorgung wären mithin — rechnerisch — 33 ha LN 
je 100 Einwohner erforderlich. Obige 1,5 Mill, ha rei- 
chen damit — wieder rechnerisch — zur Ernährung 
von zusätzlich etwa 4,5 Mill. Menschen aus inländischer 
Erzeugung aus. 

Das ist zweifellos als ein großer Erfolg der Motori- 
sierung zu buchen. Dieser tritt vor allem bei einer 
Betrachtung der devisenmäßigen Konsequenzen in Er- 
scheinung. Von den rund 54 Mill. Einwohnern der 
Bundesrepublik werden heute, wie gesagt, rund 80 vH, 
also rund 43 Mill, aus inländischen und 11 Mill, aus 
ausländischen, importierten Nahrungsmitteln ernährt. 
Zur Ernährung der letzteren 11 Mill. Menschen wurden 
1958 für rund 9,4 Mrd. DM Agrarprodukte importiert. 
Theoretisch hätten danach ohne die Motorisierung für 
11 + 45 = rd. 15 Mill. Menschen landw. Erzeugnisse 
eingeführt werden müssen, d. h. rechnerisch für fast 
13 Mrd. DM (statt 9,4 Mrd. DM). Diese Rechnung ist 
— absichtlich — sehr grob. Sie kann und soll daher 
nur einen allgemeinen Anhalt geben. Mit allem Vor- 
behalt kann man daher sagen, daß die Motorisierung 
der Landwirtschaft Milliardenbeträge an Devisen er- 
sparte. Demgegenüber schlägt der geringe Mehrbedarf 
an Devisen für Schlepper-Treibstoffe gar nicht zu Buch. 

Dr. H. v. d. Decken 

Das neue Institut für Ausländische 
Landwirtschaft - Aufgaben und Ziele 

Die Erwe'terung der Natirungsdecke durch die Mecha- 
nisierung (Ersatz der tierischen Zugkräfte durch die 

Motorisierung) 

Vornan» Pferde1) ' Zugochsen ! Zugkühe 

I. Bestände (Mill. Stüde) 
1935'38 
1958 

1,54 
0,90 

0,32 
0,06 

Abnahme 0,64 0,26 

1,97 

1,03 

0,94 

II Flädienbedarf zur Ernäh- 
rung der Zugtiere, d.h. zur 
Futlererzeugung“) 

a, je Zugtier (ha) 

b, insgesamt für die frei- 
gesetzten Tiere 
in Mill ha 

1,2 

0,77 

1,0 

0,26 

0,5 

0,47 

III.Gesamte Einsparung an 
Futterflächen : 1,50 Mill ha 

*1 Der Einfachheit halber wurde hier die Oesamtzahl der vorhandenen 
Pferde zu Grunde gelegt und nicht die über 3 Jahre alten Pferde, die 
die eigentlichen Arbeitspfeide daretellen. - 3) Da die Zugkühe auch 
Milch geben, wurde hier - ganz grob - mit 0,5 ha Futterfläche je Zug- 
kuh gerechnet. 

In der Landwirtschaftlichen Hochschule in Berlin 
bestand bis 1933 ein Institut für Ausländische Land- 
wirtschaft, das nach dem Tode des verdienten Leiters 
Professor Dr. Hollmann aufgelöst wurde. Seit Jah- 
ren wird jedoch erneut das Bedürfnis der wissenschaft- 
lichen Bearbeitung von agrarpolitischen und agrar- 
wirtschaftlichen Problemen, außerhalb der Mitglieds- 
länder der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
immer stärker empfunden. Ein solches Institut befindet 
sich jetzt in Berlin unter Leitung von Professor Dr. 
H. Wilbrandt im Aufbau. 

Im Vordergrund der Arbeit des neuen Institutes 
werden Agrarfragen in den Entwicklungsländern 
stehen. Wirtschaftliche Entwicklung ist hier gleich- 
bedeutend mit der Befriedigung der Elementarbedürf- 
nisse der menschhchen Existenz, dem Verlangen nach 
Nahrung und Arbeit. Bei dem durchaus richtigen 
Drang einer den Verhältnissen angepaßten Industriali- 
sierung wird häufig übersehen, daß eine leistungs- 
fähige Landwirtschaft ein notwendiger Begleiter des 
Aufbaus von Industrie und Gewerbe ist. Die Land- 
wirtschaft muß nicht nur die Ernährung der mitunter 
sehr rasch anwachsenden Bevölkerung sicherstellen, 
sondern auch erhebliche Beiträge zum Export, und da- 
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